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Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WAHLER): Frau Präsidentin, meine Damen und Her-

ren! \Mr könnten natürlich sagen: Endlich kommt sie, die Beratung aus einer Hand.

Wir sind aber so schnell wie eine Schnecke; das muss man auch sagen. Wir haben

nämlich schon Anfang 2015 im Sozialausschuss darüber diskutiert. Wir sind uns ei-

gentlich schon seit 2015 darin einig, dass wir so etwas machen müssen. lmmer wieder

wurden wir vertröstet, es gab die berühmten Umsetzungsprobleme. Wir wissen: ln

Bayern gelten 3,4 Millionen Haushalte als überschuldet. Für diese Menschen brau-

chen wir eine konkrete Lösung. Jeder weiß: ln die Schuldenfalle kann man schneller

tappen, als man denkt. Für viele war die Privatinsolvenz die letzte Lösung.

Natürlich treffen wir jetzt eine gute Entscheidung. Dafür werden wohl auch alle sein.

Wir haben Gespräche mit den freien Wohlfahrtsverbänden geführt. Von ihnen haben

wir immer wieder gehört, dass es ihnen viel zu langsam geht. Auch sie wurden immer

wieder vertröstet. Auf der anderen Seite ist es natürlich auch wichtig, dass es durch

diese Zusammenlegung nicht mehr zu diesen sogenannten Betreuungsbrüchen

kommt, wenn ein Schuldner in die lnsolvenz geht. Trotzdem kann man noch einmal

über das Datum des Inkrafttretens diskutieren. Zwar hat die Frau Ministerin gesagt, die

Kommunen seien dafür. Was bleibt lhnen auch anderes übrig? Sie müssen sich den

Gegebenheiten anpassen. Wir haben aber immer wieder gehört - und das betone ich

hier noch einmal -, dass die Verbände.der Wohlfahrtspflege gesagt haben - dem ha-

ben wir uns angeschlossen, weil es keinen Grund gab, dagegen zu sein -, dass das

Gesetz schon am 01.01 .2018 in Kraft treten soll. Jetzt soll es erst am 01 .01.2019 sein.
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Wir müssen uns natürlich auch die Frage stellen: Kommen auf der Ebene der kreisfrei-

en Städte noch weitere Kosten in diesem Zusammenhang auf die fräger zu? Vielleicht

ist es auch gut, dies zu evaluieren: Kommt es vielleicht auch zu einer Kostenerstat-

tung des Freistaats? Das heißt, wir wissen also noch nicht genau, welche weiteren

Kosten kommen. Wir wissen aber auch, dass eigentlich alle das wollen. Deswegen

halten wir diesen Gesetzentwurf in dieser Form für richtig, aber wir hätten ihn uns

noch früher gewünscht. Das darf ich bei dieser Gelegenheit sagen. lch hoffe auf eine

gute Diskussion in den Ausschüssen.


